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Betrifft: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Bundesgesetz 
 über die justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen mit den 
 Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU-JZG), das Auslieferungs- 
 und Rechtshilfegesetz (ARHG) und das Bundesgesetz über die 
 Zusammenarbeit mit den internationalen Gerichten geändert 
 werden (EU-JZG-ÄndG 2011). 
 

 

An das 

Präsidium des Nationalrates 

in W i e n  

 

 

zu 315/ME (XXIV. GP) 

 

 Die Oberstaatsanwaltschaft Wien beehrt sich, zum oben genannten 

Gesetzesentwurf die Stellungnahmen der Leiterinnen der Staatsanwaltschaften Wien 

vom 28.10.2011, Jv 4692/11y, und Wiener Neustadt vom 25.10.2011 und des Leiters 

der Staatsanwaltschaft Korneuburg vom 14.10.2011 zu übermitteln, sowie 

nachstehende Stellungnahme zu erstatten: 
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Stellungnahme der Oberstaatsanwaltschaft Wien 

zum Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Bundesgesetz über die 

justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen mit den Mitgliedstaaten der 

Europäischen Union (EU-JZG), das Auslieferungs- und Rechtshilfegesetz 

(ARHG) und das Bundesgesetz über die Zusammenarbeit mit den 

internationalen Gerichten geändert werden (EU-JZG-ÄndG 2011), 

315/ME XXIV. GP 

 

 Der Gesetzesentwurf, der im Wesentlichen eine Erleichterung der 

Vollstreckung ausländischer Freiheitsstrafen und vorbeugender Maßnahmen sowie 

der Erwirkung der Vollstreckung in einem anderen Mitgliedstaat zum Gegenstand hat, 

wird grundsätzlich begrüßt. 

 Nach Ansicht der Oberstaatsanwaltschaft Wien sehen die vorgeschlagenen 

§§ 42ff EU-JZG in formeller Hinsicht jedoch einen Systemwechsel bzw. Systembruch 

dahingehend vor, dass (nunmehr) im vorgesehenen Anwendungsbereich die 

Staatsanwaltschaften und nicht die Gerichte bzw. die Vollzugsgerichte zur Erwirkung 

der Vollstreckung einer von einem inländischen Strafgericht verhängten Freiheitsstrafe 

oder mit Freiheitsentziehung verbundenen vorbeugenden Maßnahme in einem 

anderen Mitgliedsstaat zu ständig sein sollen. 

 Zum einen ist zu befürchten, dass die vorgeschlagene 

Kompetenzverschiebung von den Gerichten zu den Staatsanwaltschaften im künftigen 

12/SN-315/ME XXIV. GP - Stellungnahme zu Entwurf (elektr. übermittelte Version)2 von 17

Dieses Dokument wurde mittels e-Mail vom Verfasser zu Verfügung gestellt. Für die Richtigkeit
 und Vollständigkeit des Inhaltes wird von der Parlamentsdirektion keine Haftung übernommen.



 

 

038 Jv 7288/11s-02 

 

3 von 4

Anwendungsbereich des EU-JZG bei den Staatsanwaltschaften, sofern es nicht zu 

einer signifikanten personellen Mehrausstattung kommen sollte, zu einer erheblichen 

Verschärfung der ohnedies bereits kritischen Belastungssituation führen wird. 

 Zum anderen liegen nach Ansicht der Oberstaatsanwaltschaft Wien keine 

hinreichenden Gründe für die vorgeschlagene Kompetenzverschiebung hin zu den 

Staatsanwaltschaften vor. Nach dem bisherigen System sind die Gerichte bzw. die 

Vollzugsgerichte für Entscheidungen im Zusammenhang mit der Vollstreckung von 

gerichtlichen Sanktionen und auch für die Mitwirkung an der Erwirkung der 

Vollstreckung im Ausland (§§ 76 ARHG, 54 EU-JZG) zuständig, zumal es sich hiebei 

um eine Frage des Strafvollzuges, sohin um eine (Kern-)Kompetenz der Gerichte bzw. 

der Vollzugsgerichte, handelt. 

 Es wird daher vorgeschlagen, die Zuständigkeit für die Erwirkung bzw. die 

Mitwirkung an der Erwirkung des Vollzuges gerichtlicher Entscheidungen bei den 

Gerichten bzw. den Vollzugsgerichten zu belassen und den Staatsanwaltschaften ein 

Recht auf Anhörung bzw. Antragsrecht einzuräumen. Zudem ist den Erläuterungen 

nicht zu entnehmen, aufgrund welcher Erwägungen die Kompetenzverschiebung zu 

den Staatsanwaltschaften erfolgen soll. 

 Im Übrigen wird angemerkt, dass es auch einer entsprechenden legistischen 

Anpassung von § 54 EU-JZG bedarf, der laut dem gegenständlichen Entwurf 

unberührt bleiben soll. 
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3 Beilagen 

 

Oberstaatsanwaltschaft Wien 
In Vertretung: 
Mag. Ilse-Maria VRABL-SANDA, Erste Oberstaatsanwältin 
 
Elektronische Ausfertigung 
gemäß § 79 GOG 
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REPUBLIK ÖSTERREICH 
DER LEITER 
DER STAATSANWALTSCHAFT KORNEUBURG 
 

118 JV  1452/11s-02 
(Bitte in allen Eingaben anführen) 

 
Hauptplatz 18 
2100 Korneuburg 
 
Tel.: +43 (0)2262 799-0 
Fax: +43 (0)2262 799-293 
 
Personenbezogene Ausdrücke in diesem Schreiben 
umfassen Frauen und Männer gleichermaßen. 

 
Korneuburg, am 14.10.2011 
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An den 

 

Herrn Leiter der Oberstaatsanwaltschaft Wien 

 

 

Betrifft: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Bundesgesetz über die justizielle 
Zusammenarbeit in Strafsachen mit den Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU-JZG), 
das Auslieferungs- und Rechtshilfegesetz (ARHG) und das Bundesgesetz über die 
Zusammenarbeit mit den internationalen Gerichten geändert werden (EU-JZG-ÄndG 2011); 
Begutachtung. 

 

Bezug: 038 Jv 6398/11h-02 

 

 Festzuhalten ist, dass es sich bei einem erheblichen Teil der Verurteilten im Sprengel 

der gefertigten Staatsanwaltschaft um sogenannte Kriminaltouristen handelt, auf die die 

Voraussetzungen des § 42 EU-JZGneu zutreffen werden. Der geplante administrative 

Aufwand für die Staatsanwälte der Staatsanwaltschaft Korneuburg, die lt. PAR-Berechnung 

2010 mit 130,15 %   überdurchschnittlich ausgelastet sind, ist beachtlich. Da offenbar nicht 

angedacht ist, die (weitere) Mehrbelastung durch personelle Aufstockung auszugleichen (lt. 

EB keine finanziellen Auswirkungen) darf mit einer Verschärfung der Belastungssituation 

gerechnet werden! 

 Aus Anlass der Begutachtung der Novelle darf auf eine Systemwidrigkeit hingewiesen 

werden, die unter einem bereinigt werden könnte: 

Mit Einbringung der Anklage überträgt § 210 Abs 3 StPO dem Gericht die Kompetenz zur 

Erlassung einer Festnahmeanordnung oder anderer Zwangsmittel. Eine vergleichbare 

Bestimmung fehlt sowohl im ARHG als auch im EU-JZG, weshalb im Stadium der 

Hauptverhandlung das Gericht weder selbst einen anderen Staat um Übernahme der 

Strafverfolgung  ersuchen noch einen EU-HB erlassen kann. 

Es werden daher folgende Änderungen vorgeschlagen: 
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Erwirkung der Übernahme der Strafverfolgung 
§ 74 ARHG 
 
Erwirkung der Vollstreckung eines Europäischen Haftbefehls 
§ 29 EU-JZG 
geltende Fassung vorgeschlagene Fassung 

ARHG 

§ 74. (1) Der Bundesminister für Justiz kann einen anderen 
Staat ersuchen, gegen eine Person wegen einer strafbaren 
Handlung, die der österreichischen Gerichtsbarkeit unterliegt, 
ein Strafverfahren einzuleiten, wenn die Gerichtsbarkeit dieses 
Staates begründet erscheint und 

1. die Auslieferung einer im Ausland befindlichen Person nicht 
erwirkt werden kann oder von der Erwirkung der Auslieferung 
aus einem anderen Grund abgesehen wird, oder 

 2. die Aburteilung einer im Inland befindlichen Person im 
anderen Staat im Interesse der Wahrheitsfindung oder aus 
Gründen der Strafzumessung oder der Vollstreckung 
zweckmäßig ist und wenn diese Person wegen einer anderen 
strafbaren Handlung ausgeliefert wird oder sonst anzunehmen 
ist, daß das Strafverfahren im anderen Staat in Anwesenheit 
dieser Person durchgeführt werden wird. 

(2) Soll die Übernahme der Strafverfolgung erwirkt werden, so 
hat die Staatsanwaltschaft dem Bundesministerium für Justiz 
unter Anschluss der erforderlichen Unterlagen zu berichten. 

(3) Ein Ersuchen nach Abs. 1 ist unzulässig, wenn zu besorgen 
ist, daß die Person aus einem der im § 19 angeführten Gründe 
einem Nachteil ausgesetzt wäre, oder wenn die strafbare 
Handlung im ersuchten Staat mit der Todesstrafe bedroht ist. 

(4) Nach Einlangen der Mitteilung, daß die Strafverfolgung im 
ersuchten Staat übernommen worden ist, hat das inländische 
Strafverfahren vorläufig auf sich zu beruhen. Ist der Täter von 
dem ausländischen Gericht rechtskräftig verurteilt und ist die 
Strafe ganz vollstreckt oder, soweit sie nicht vollstreckt wurde, 
erlassen worden, so ist das inländische Verfahren einzustellen.

(5) Vor einem Ersuchen um Übernahme der Strafverfolgung ist 
der Beschuldigte zu hören, wenn er sich im Inland befindet. 

 

(1) ....(5) unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(6) Nach Einbringung der Anklage hat der Vorsitzende 

(Einzelrichter) des Gerichtes dem Bundesministerium für 

Justiz die zur Erwirkung der Übernahme erforderlichen 

Unterlagen zu übermitteln. Vor einem Ersuchen um 

Übernahme ist eine Äußerung der Staatsanwaltschaft 

einzuholen. 

EU-JZG 

§ 29. (1) Die Staatsanwaltschaft ordnet auf Grund einer 
gerichtlichen Bewilligung die Festnahme mittels eines 
Europäischen Haftbefehls an und veranlasst gegebenenfalls 
die Ausschreibung der gesuchten Person im Schengener 
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Informationssystem gemäß Art. 95 SDÜ im Wege der 
zuständigen Sicherheitsbehörden, wenn Anlass für die 
Einleitung einer Personenfahndung zur Festnahme in 
zumindest einem Mitgliedstaat besteht. Kann durch eine 
Ausschreibung im Schengener Informationssystem die 
Fahndung nicht in allen Mitgliedstaaten erreicht werden, so 
sind auch die Dienste der Internationalen Kriminalpolizeilichen 
Organisation- INTERPOL in Anspruch zu nehmen. 

(2) Die Staatsanwaltschaft hat den Europäischen Haftbefehl 
unmittelbar der zuständigen vollstreckenden Justizbehörde zu 
übermitteln, wenn der Aufenthaltsort der gesuchten Person in 
einem Mitgliedstaat bekannt ist oder bestimmte Anhaltspunkte 
für einen solchen Aufenthaltsort bestehen. 

 

 

 

(3) Macht ein Mitgliedstaat die Vollstreckung eines 
Europäischen Haftbefehls, der von einer österreichischen 
Justizbehörde gegen eine Person erlassen wird, die 
Staatsangehörige dieses Mitgliedstaats ist oder ihren Wohnsitz 
oder ständigen Aufenthalt in diesem Mitgliedstaat hat, von der 
Zusicherung abhängig, dass die von der Übergabe betroffene 
Person nach ihrer Anhörung zum Vollzug einer vom 
österreichischen Gericht verhängten Freiheitsstrafe oder mit 
Freiheitsentziehung verbundenen vorbeugenden Maßnahme in 
diesen Mitgliedstaat rücküberstellt wird, so hat das Gericht auf 
Antrag der Staatsanwaltschaft diese Zusicherung abzugeben, 
wenn weiterhin Anlass besteht, den Europäischen Haftbefehl in 
diesem Mitgliedstaat zu vollstrecken. Diese Zusicherung ist für 
die österreichischen Justizbehörden bindend. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(1) ....(3) unverändert 
 
(2a) Nach Einbringung der Anklage ist  die Festnahme 

mittels eines Europäischen Haftbefehls auf Antrag der 

Staatsanwaltschaft durch das Gericht anzuordnen und die 

Ausschreibung zu veranlassen 

 

Es dürfte sich um ein Redaktionsversehen handeln, dass nach Übertragung der Zuständigkeit  

für Rechtshilfefahren vom Gericht auf die Staatsanwaltschaften durch § 20 Abs 3 StPO die 

Teilnahme von Richtern, Staatsanwälten oder von diesen beauftragten Beamten sowie von 

anderen am Verfahren beteiligten Personen sowie ihren Rechtsbeiständen an den begehrten 

Rechtshilfehandlungen weiterhin  vom zuständigen Gericht zu bewilligen ist, zumal es sich 

nicht um einen Grundrechtseingriff handelt. 

 

Es wird daher angeregt, § 58 Abs 2 EU-JZG entsprechend anzupassen 

Zulassung ausländischer Organe und am Verfahren Beteiligter zu Rechtshilfehandlungen 
§ 58 EU-JZG 
 
§ 58. (1) Die Vornahme selbstständiger Ermittlungen oder 
Verfahrenshandlungen im Inland durch Organe der 
Mitgliedstaaten ist unzulässig. Soweit zwischenstaatliche 
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Vereinbarungen die Vornahme einzelner Handlungen durch 
ausländische Beamte gestatten, haben diese immer unter 
Leitung einer österreichischen Behörde zu erfolgen. Für die 
erforderlichen Dienstverrichtungen der Beamten der 
Mitgliedstaaten bedarf es nicht der Bewilligung durch den 
Bundesminister für Justiz. § 59 Abs. 2 und 3 ARHG gilt 
sinngemäß. 

(2) Auf Ersuchen der zuständigen Behörde eines Mitgliedstaats 
ist die Teilnahme von Richtern, Staatsanwälten oder von 
diesen beauftragten Beamten sowie von anderen am 
Verfahren beteiligten Personen sowie ihren Rechtsbeiständen 
an den begehrten Rechtshilfehandlungen vom zuständigen 
Gericht zu bewilligen, wenn deren Anwesenheit und Mitwirkung 
bei den Rechtshilfehandlungen zur sachgerechten Erledigung 
des Ersuchens erforderlich erscheint. 

 
 
 
 
 
 
(2) Auf Ersuchen der zuständigen Behörde eines Mitgliedstaats 
ist die Teilnahme von Richtern, Staatsanwälten oder von 
diesen beauftragten Beamten sowie von anderen am 
Verfahren beteiligten Personen sowie ihren Rechtsbeiständen 
an den begehrten Rechtshilfehandlungen von der 
zuständigen Staatsanwaltschaft zu bewilligen, wenn deren 
Anwesenheit und Mitwirkung bei den Rechtshilfehandlungen 
zur sachgerechten Erledigung des Ersuchens erforderlich 
erscheint. 

 

 

Dr. Karl Schober, 
Leitender Staatsanwalt 
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Jv 1026/11x 
(Bitte in allen Eingaben anführen) 
 
Maria Theresien-Ring 5 
A-2700 Wiener Neustadt 
 
Tel.: +43 2622 21510 
Fax: +43 2622 21510 217 
 
 

STAATSANWALTSCHAFT WIENER NEUSTADT
DIE LEITERIN DER STAATSANWALTSCHAFT

 

An die 
 

Oberstaatsanwaltschaft 
 

         Wien 
 
 
 
 
 
Betrifft: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Bundesgesetz über die 
  justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen mit den Mitgliedstaaten der 
  Europäischen Union (EU-JZG), das Auslieferungs- und Rechtshilfe- 
  gesetz (ARHG) und das Bundesgesetz über die Zusammenarbeit mit 
  den internationalen Gerichten geändert werden (EU-JZG-ÄndG 2011); 
  Versendung zur Begutachtung; 
 
Bezug: Erlass der Oberstaatsanwaltschaft Wien vom 27.9.2011, 
  Jv 6398/11h-02; 
  Erlass des Bundesministeriums für Justiz vom 26.9.2011, 
  BMJ-S751.002/0001-IV 2/2011;  
 
Berichtsverfasser: EStA Mag. Wolfgang Handler. 
 
 
 Zu obigem Bezug wird wie folgt Stellung genommen: 
 
 Die Zielsetzungen des vorliegenden Gesetzesentwurfes, nämlich den 

Strafvollzug in jenem Staat vorzunehmen, der am ehesten geeignet ist, der 

Resozialisierung des Verurteilten zu dienen und im Wege des unmittelbaren 

Behördenverkehrs eine Vereinfachung und Beschleunigung der Zusammenarbeit zu 

erreichen, sind grundsätzlich richtig und begrüßenswert. 

 Der den Staatsanwaltschaften am Sitz des jeweiligen Vollzugsgerichts nunmehr 

neu zugedachten Rolle im Verfahren zur Erwirkung der Vollstreckung in einem 

anderen Mitgliedsstaat (§ 42b EU-JZG neu) muss jedoch entschieden 

entgegengetreten werden. Im vorliegenden Entwurf wird nämlich klargestellt, dass bei 

Vorliegen oder voraussichtlichem Vorliegen der in § 42 EU-JZG neu angeführten 

Voraussetzungen eine Verpflichtung zur Befassung eines anderen Mitgliedsstaats mit 
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Jv 1026/11x 

 

der Vollstreckung besteht und deren Erwirkung wie auch daran anknüpfend deren 

Überwachung in die Zuständigkeit der Staatsanwaltschaft fallen sollen. 

 Nach ha. Dafürhalten ist diese (nicht näher begründete) Schaffung einer neuen 

(zusätzlichen!) Belastung für die staatsanwaltschaftlichen Behörden nicht 

nachvollziehbar und überdies systemwidrig. 

 Die rechtliche Grundlage für den Strafvollzug in Österreich bildet das 

Strafvollzugsgesetz 1969 (StVG). In § 7 Abs. 1 StVG („Zuständigkeit und Verfahren“) 

ist festgehalten, dass die Anordnung des Vollzuges (§ 3 StVG) und die 

Entscheidungen nach den §§ 4 bis 6 StVG dem Vorsitzenden (Einzelrichter) des 

erkennenden Gerichtes zustehen. Insbesondere fällt die Anordnung des Vollzuges 

eines auf Freiheitsstrafe lautenden Strafurteils ebenso in die Kompetenz der Gerichte 

wie auch die Entscheidung über ein allfälliges Absehen vom Strafvollzug wegen 

Auslieferung eines Verurteilten an eine ausländische Behörde (§ 4 StVG). 

 Warum künftig den Staatsanwaltschaften an den jeweiligen Vollzugsgerichten 

eine Zuständigkeit im Bereich des Strafvollzuges zukommen soll, die bislang 

gesetzlich noch nie so vorgesehen war, ist angesichts der offensichtlich vorliegenden 

Systemwidrigkeit der in Aussicht genommenen Novelle nicht nachvollziehbar und wird 

in den erläuternden Bemerkungen zum vorliegenden Gesetzesentwurf auch nicht 

näher begründet. 

 Völlig ungeregelt bleibt auch die Frage, in welchem Register künftig die 

Erwirkung der Vollstreckung in einem anderen Mitgliedsstaat bei den 

Staatsanwaltschaften geführt werden soll (§ 18 DV-StAG). 

 Alles in allem ist angesichts der Anzahl der aus EU-Staaten stammenden 

Strafhäftlinge (2009: 2.549 – Quelle:http://strafvollzug.justiz.gv.at) mit einer massiven 

Mehrbelastung der Staatsanwaltschaften (insbesondere jener, in deren 

Zuständigkeitsbereich mehrere Justizanstalten fallen) zu rechnen. Mag der 

vorliegende Gesetzesentwurf auch zu einer gewissen Entlastung des österreichischen 

Strafvollzugs führen, so ist er mit einer derzeit noch nicht abschätzbaren, jedoch 

jedenfalls spürbaren Mehrarbeitsbelastung für die Mitarbeiter der 
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Jv 1026/11x 

 

Staatsanwaltschaften verbunden, sodass angesichts der damit zusammenhängenden 

Notwendigkeit einer Planstellenvermehrung eine Entlastung des Budgets geradezu 

ausgeschlossen erscheint. 

 

 Die geplante Kompetenzverschiebung im Rahmen der „Übernahme der 

Strafvollstreckung“ ist daher insgesamt abzulehnen. 

  

Staatsanwaltschaft Wiener Neustadt 
Mag. Barbara Haider, Leitende Staatsanwältin 
Wiener Neustadt, 25. Oktober 2011 
 
Elektronisch gefertigt 
gemäß § 79 GOG 

12/SN-315/ME XXIV. GP - Stellungnahme zu Entwurf (elektr. übermittelte Version) 11 von 17

Dieses Dokument wurde mittels e-Mail vom Verfasser zu Verfügung gestellt. Für die Richtigkeit
 und Vollständigkeit des Inhaltes wird von der Parlamentsdirektion keine Haftung übernommen.



12/SN-315/ME XXIV. GP - Stellungnahme zu Entwurf (elektr. übermittelte Version)12 von 17

Dieses Dokument wurde mittels e-Mail vom Verfasser zu Verfügung gestellt. Für die Richtigkeit
 und Vollständigkeit des Inhaltes wird von der Parlamentsdirektion keine Haftung übernommen.



12/SN-315/ME XXIV. GP - Stellungnahme zu Entwurf (elektr. übermittelte Version) 13 von 17

Dieses Dokument wurde mittels e-Mail vom Verfasser zu Verfügung gestellt. Für die Richtigkeit
 und Vollständigkeit des Inhaltes wird von der Parlamentsdirektion keine Haftung übernommen.



12/SN-315/ME XXIV. GP - Stellungnahme zu Entwurf (elektr. übermittelte Version)14 von 17

Dieses Dokument wurde mittels e-Mail vom Verfasser zu Verfügung gestellt. Für die Richtigkeit
 und Vollständigkeit des Inhaltes wird von der Parlamentsdirektion keine Haftung übernommen.



12/SN-315/ME XXIV. GP - Stellungnahme zu Entwurf (elektr. übermittelte Version) 15 von 17

Dieses Dokument wurde mittels e-Mail vom Verfasser zu Verfügung gestellt. Für die Richtigkeit
 und Vollständigkeit des Inhaltes wird von der Parlamentsdirektion keine Haftung übernommen.



12/SN-315/ME XXIV. GP - Stellungnahme zu Entwurf (elektr. übermittelte Version)16 von 17

Dieses Dokument wurde mittels e-Mail vom Verfasser zu Verfügung gestellt. Für die Richtigkeit
 und Vollständigkeit des Inhaltes wird von der Parlamentsdirektion keine Haftung übernommen.



12/SN-315/ME XXIV. GP - Stellungnahme zu Entwurf (elektr. übermittelte Version) 17 von 17

Dieses Dokument wurde mittels e-Mail vom Verfasser zu Verfügung gestellt. Für die Richtigkeit
 und Vollständigkeit des Inhaltes wird von der Parlamentsdirektion keine Haftung übernommen.


	jv7288-11s-02-nationalrat
	Stellungnahme_EU-JZG-ÄndG2011
	Jv 1026
	SKMBT_42011102004370



